
DIE SPITZE

Himmel
In der Welt ist vieles nicht zu-
frieden stellend eingerichtet.
Warum zum Beispiel fiel zum
Sommeranfang jede Menge
Regen vom Himmel, obwohl
das außer den Schirmher-
stellern keiner gebrauchen
konnte? Warum fielen nicht
Fachleute vom Himmel? Weil
Fachkräfte fehlen, gehen al-
lein der Metall- und Elektro-
industrie mindestens zehn
Prozent des Umsatzes durch
die Lappen, hat Gesamt -
metall ausgerechnet. Aber
etwas dagegen zu tun, mehr
auszubilden – dazu sieht die
Industrie keine Veranlas-
sung. Das kostet ja Geld. 
Es fehlen Elektriker, Metall-
bearbeiter, Betonbauer und
Ingenieure, meldet die Bun-
desagentur für Arbeit. Das
sei aber kein Problem. 
Es könnten ja zum Beispiel
Hausfrauen aktiviert wer-
den. (Offenbar gibt es viele
Frauen, die sich in der Baby-
pause selbst zu Betonbau-
ern und Ingenieuren ausbil-
den.) Und selbst wenn das
Herr von Hausfrauen nicht
reicht, muss sich Vater Staat
nicht mehr um die Bildung
seiner Bürger kümmern. Es
gibt schließlich jede Menge
Inder und Chinesen, findet
die CDU. Allerdings sagt die
Industrie, die hätten nicht
die richtigen Qualifikationen
und sprächen kein deutsch.
(Und stehen auch nicht gera-
de Schlange an der deut-
schen Grenze.) 
Also werden Wirtschaft und
Politiker wohl doch was tun:
angestrengt gucken, ob die
Fachkräfte endlich vom Him-
mel fallen.
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BETRIEBSRENTE

Weichen richtig gestellt
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Die betriebliche Altersvorsorge
per Entgeltumwandlung bleibt
über 2008 hinaus sozialabgaben-
frei. Die IG Metall hat sich stark
gemacht, dass diese zusätzliche
Säule der Altersvorsorge weiter-
hin attraktiv bleibt.  
Alle Beschäftigten können weiter-
hin bis zu vier Prozent der Bei-
tragsbemessungsgrenze (im Jahr
2007 sind es 2520 Euro) brutto wie
netto in die betriebliche Altersvor-
sorge stecken. Das hat Bundesar-
beitsminister Franz Müntefering
(SPD) Ende Juni angekündigt. Der
Kabinettsbeschluss steht aller-
dings noch aus.

»Die Kolleginnen und Kollegen
wissen nun, woran sie sind. Die
Unsicherheit, ob die derzeit gel-
tende Regelung über 2008 hinaus
fortgeführt wird, ist beseitigt«,
sagte der Zweite Vorsitzende der
IG Metall, Berthold Huber. Die
Bruttoentgeltumwandlung ist die
mit Abstand meistverbreitete Form

der zusätzlichen Altersvorsorge.
Eine Beendigung der Förderung
hätte erheblichen Schaden ange-
richtet. Huber verwies darauf,
dass Altersvorsorge für die IG Me-
tall einen hohen Stellenwert habe.
Die Tarifverträge über die Entgelt-
umwandlung und die Altersvorsor-
gewirksame Leistungen (AVWL)
eröffneten den Beschäftigten We-
ge einer zusätzlichen Absicherung
im Ruhestand.   

Heribert Karch, Geschäftsführer
des Versorgungswerkes Metall-
Rente, begrüßte die Ankündigung
Münteferings: »Er hat gerade noch
rechtzeitig die richtigen Weichen
gestellt. Die betriebliche Altersver-
sorgung kann nun endlich auch
langfristig ihre Stärke ausspielen.«
In den Betrieben der Metallindu-
strie, die einen Gruppenvertrag mit
dem Versorgungswerk MetallRente
abgeschlossen haben, nutzen bis-
her 16 Prozent der Beschäftigten
die Entgeltumwandlung.
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Angaben in Prozent

N u r  w e n i g e  B e t r i e b e  b i l d e n  a u s

Textil, Bekleidung,
Leder

1999 2001 2004 2005

25,524,7

17,418,4

34,034,0

24,024,4

Holzgewerbe

1999 2001 2004 2005

34,434,034,1
31,6

Stahl, Metall-
erzeugung/
-verarbeitung

1999 2001 2004 2005

Nur 34,4 Prozent der Metallbetriebe bilden aus. Noch schlimmer ist es
in der Textilbranche: 74,5 Prozent bieten keine Ausbildungsplätze. 
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A u s b i l d u n gdirekt gefragt:

Brandenburger Tor,  wie demüti-
gend die Suche nach einem Aus-
bildungsplatz ist. Einer hatte 140
Bewerbungen verfasst – ohne Er-
folg. Ein anderer Schüler war
schon seit fünf Jahren auf der Su-
che nach einer Lehrstelle im Me-
tall-Bereich. 

Nun denkt die Bundesregierung
darüber nach, Betrieben mit ho-
hen Ausbildungsquoten  Rabatte
bei den Beiträgen zur Arbeitslo-
senversicherung zu gewähren. Der
DGB lehnt solche Prämien ab. In-
grid Sehrbrock, stellvertretende
Vorsitzende des DGB: »Der dro-
hende Facharbeitermangel sollte
der Wirtschaft die Augen öffnen:
Die Ausbildung ihrem eigenen In-
teresse.« 

Statt der Rabatte für Arbeitgeber
soll es weitere Aktionen geben:
»Wir werden Wirtschaft und Politik
weiter mit den Sorgen Jugendli-
cher konfrontieren und uns dafür
stark machen, dass alle jungen
Menschen im Sinne eines Grund-
rechts einen Anspruch auf Ausbil-
dung haben«, kündigte Sehrbrock
an. 
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Auch wenn die Zahl betrieblicher
Lehrstellenangebote geringfügig
angezogen hat, bangen Zehntau-
sende Schulabgänger um einen
Ausbildungsplatz. 
Nach Angaben der Bundesagentur
für Arbeit (BA) waren Ende Juni
dieses Jahres 18 800 mehr Ausbil-
dungsplätze gemeldet als ein Jahr
zuvor. Allerdings beruhe der An-
stieg vor allem auf der Zunahme
außerbetrieblicher Lehr stellen.
Die Anzahl betrieblicher Ausbil-
dungsplätze ist nur geringfügig
um 6100 angestiegen.

Obwohl rein rechnerisch bun-
desweit knapp eine Viertel Million
Lehrstellen fehlen, gaben sich die
zuständigen Unionspolitiker im
Bundestag optimistisch: »Die La-
ge auf dem Lehrstellenmarkt ent-
spannt sich«, erklärte die bil-
dungspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Fraktion, Ilse Aigner,
während einer Berufsbildungsde-
batte im Bundestag.

Viele Schulabgänger empfinden
dies als Schlag ins Gesicht. So be-
richteten Jugendliche während ei-
ner öffentlichen Aktion vor dem

»In den vergangenen Jahren hat der Betrieb Perso-
nal abgebaut. Wir konnten unsere Ausbildungsquote
nur durch Kooperationen mit anderen Betrieben hal-
ten. Jetzt suchen wir Facharbeiter und finden keine. Da-
her drängen wir die Geschäftsleitung, die Zahl der Azu-
bis von jährlich zehn auf 20 zu steigern. Eigentlich
müssten unsere Manager selber wissen, dass das auch
der Firma nutzt. Wer bei uns ausgebildet wird, ist sofort
einsetzbar.«
Jochen Geist, Betriebsratsvorsitzender, Komet, Ludwigsburg

»Wir bilden über Bedarf aus. Bei 478 Beschäftigten
gibt es 20 Azubis im kaufmännischen und gewerblichen
Bereich. Dieses Jahr fangen neun Auszubildende an.
Das ist zwar einer weniger als im vergangenen Jahr.
Aber wir haben eine Stelle im Rahmen des so genann-
ten »Berufsgrundbildungsjahres« besetzt. Der Absol-
vent kann nach einem Jahr in ein Ausbildungsverhältnis
übernommen werden. Zusätzlich haben wir zwei Trai-
neés eingestellt.«
Brigitte Lehrhuber, Betriebsratsvorsitzende, Bogner, München

»Leider war es in den letzten fünf Jahren aus be-
triebswirtschaftlichen Gründen nicht möglich, alle Azu-
bis nach der Ausbildung zu übernehmen. Dennoch war
dem Unternehmen immer daran gelegen, auch in
schlechten Zeiten auszubilden. Vielleicht ist das einer
der Gründe, warum wir bisher noch nichts vom Fachar-
beitermangel spüren. Aber wir wissen, dass es bei an-
deren Büromöbelherstellern anders ist.«
Norbert Nagel, Betriebsratsvorsitzender, König+Neurath,
Karben

»Seit dem Produktionsstart der C-Klasse spüren wir
einen gewissen Facharbeitermangel. Zum Beispiel im
Bereich der Instandhaltung, aber auch in anderen 
Bereichen. Das liegt auch daran, dass viele Ausgelern-
te in andere Standorte verliehen wurden und werden.
Hier wird einfach zu kurzsichtig geplant. Wir sind zwar
froh, dass wir mit 148 neuen Ausbildungsverträgen,
fünf Prozent mehr Azubis haben als 2005. Dennoch lie-
gen wir damit weit unter der von der IG Metall gefor-
derten Ausbildungsquote von 10 Prozent.«
Samir Kismic, JAV-Vorsitzender, Daimler-Chrysler, Bremen

»Nachdem sich die Ausbildungsquote, geprägt durch
den früheren Finanzinvestor, auf fünf Prozent halbierte,
erhöht sie der neue Eigner Siemens wieder Richtung
zehn Prozent. Wir haben als Arbeitnehmer-Vertreter
Druck gemacht. Offenbar hat die Geschäftsleitung ein-
gesehen, dass der Mangel an Fachkräften anders nicht
behoben werden kann. In diesem Jahr werden 65 Azu-
bis eingestellt, fast drei Mal soviel wie 2003.«
Andreas Wendland, Betriebsratsvorsitzender, Flender/ Winer-
gy AG, Bocholt Samir Kismic

Kurz vor Beginn des neuen Ausbildungsjahrs fehlen
rund eine Viertelmillion Ausbildungsplätze. direkt
fragte bei Betriebsräten:

Wie lassen sich die Ausbildungsquoten
der Betriebe verbessern ?

H o l z  u n d  K u n s t s t o f f

In Sachsen gibt es ein Ergebnis:
Das Entgelt in der Gruppe 5 der
Holzindustrie wird ab 1. Juli um 3,6
Prozent (ab 1. Juli 2008 um weitere
2,6 Prozent) erhöht. Das Entgelt in
der Gruppe 5 in der Spielwaren-
und Kunststoffindustrie wird ab
dem 1. Juli um 3,6 Prozent (ab 1. Ju-
li 2008 um weitere 2,6 Prozent) er-
höht. Die übrigen Entgeltgruppen
werden entsprechend der Prozent-
schlüssel von den Eckentgelten
aus berechnet. Außerdem gibt es
Einmalzahlungen. 

In Sachsen-Anhalt wartet die 
IG Metall auf ein akzeptables Ange-
bot. Am 16. Juli wird weiter verhan-
delt. Bisher bewegten sich die 
Arbeitgeber nicht. Anders in
Thüringen: Dort gibt es ein Ergeb-
nis. Die Entgelte und Ausbildungs-
vergütungen steigen rückwirkend
ab April um 3,6 Prozent, ab April
2008 um weitere 2,6 Prozent. Der
Vertrag läuft bis Ende April 2009.
Für Berlin wurde ein gemeinsamer
Entgeltrahmen-Tarifvertrag für Ar-
beiter und Angestellte vereinbart. 
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I m p r e s s u m

Gute Ergebnisse machen Schule

Weiter Mangel an Lehrstellen

13_direkt_2_final_fin.qxp:direkt_2  10.07.2007  11:43 Uhr  Seite 2



direkt 13/2007

A n g e s t e l l t e n a r b e i t  i m  B e t r i e b

Ansprechen und bei Entscheidungen beteiligen
Die IG Metall sucht nach neuen
Wegen, um die wachsende Zahl
von Angestellten zu erreichen. Bei
Schaeffler in Schweinfurt und Ray-
theon Anschütz in Kiel gibt es viel
versprechende Ansätze. 
Beim Wälzlagerhersteller Schaeff -
ler geht man seit einigen Jahren
 systematisch auf Angestellte zu.
Alle neueingestellten Mitarbeiter
erhalten per E-Mail ein Be-
grüßungsschreiben, in dem der
Betriebsrat zu einem Informations-
gespräch einlädt. Fast alle Neuein-
gestellten nutzen dieses Angebot. 

Während des Treffens informiert
der Betriebsrat über das Unterneh-
men, tarifvertragliche Regelungen
und Leistungen für die Mitarbeiter.
Auch die Arbeit des Betriebsrates
und der Service der IG Metall wer-
den vorgestellt. Im nächsten
Schritt knüpft der jeweils zuständi-
ge Bereichsbetriebsrat oder Ver-
trauenskörper Kontakt und pflegt
regelmäßige Gespräche mit den
neuen Kollegen. 

Gesteuert wird diese intensive
Betreuung der Angestellten vom so
genannten »A-Team«. Das Team
besteht aus zwölf Personen, bei
denen es sich um Angestelltenbe-
triebsräte und Vertrauensleute
handelt. Jeder von ihnen hat sich
ein persönliches Ziel gesetzt, wie
viele Mitglieder er jedes Jahr für die
IG Metall gewinnen möchte. In dem

G e n e r a l  M o t o r s

Beispielhaftes Modell
Das Projekt General Motors Euro-
pe Employees Cooperation
(GMEECO) unterstützte die Be-
schäftigten des Autokonzerns da-
bei, sich dem Konkurrenzdruck
auf einzelne Standorte zu wider-
setzen. Die Bewertung durch die
Arbeitnehmervertreter auf der Ab-
schlusskonferenz des von der EU
geförderten Projekts fiel daher
eindeutig positiv aus. Die
Schließung des Standortes Ant-
werpen wurde verhindert. Auf fünf
Treffen konnten die Arbeitnehmer-
vertreter von General Motors aus
Deutschland, Belgien, Großbritan-
nien, Schweden und Polen  ihre
Strategie abstimmen.
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Ansprachekonzept des »A-Teams«
sind die Zuständigkeiten klar ver-
teilt sind. Er unterliegt einem Con-
trolling, bei dem die einzelnen
Schritte dokumentiert werden.    

»Es geht uns in erster Linie um
die Vermittlung von Wissen und
Sachkompetenz«, sagt Betriebs-
ratsmitglied Günter Back. »Wir
wollen von den Angestellten als
kompetenter Ansprechpartner
wahrgenommen werden.« Prinzi-
piell ist die Gewinnung von Mitglie-
dern unter Angestellten häufig ein
längerer Prozess, den man nicht
übers Knie brechen kann. »Wichtig
ist, das Vertrauen der Mitarbeiter
zu gewinnen«, erklärt Back. 

Höhere Wahlbeteiligung
Das Konzept der Angestelltenar-
beit bei Schaeffler in Schweinfurt
ist mittlerweile so erfolgreich, dass
es auch im gewerblichen Bereich
Anwendung findet. Das Modell soll
auf andere Standorte des Kon-
zerns und die Zentrale in Herzoge-
nausrach übertragen werden. 

Gradmesser für den Erfolg ist
nicht nur der Organisationsgrad
bei den Angestellten. Bestätigt
fühlt sich das »A-Team« besonders
dadurch, dass sich die Angestell-
ten stärker als früher bei den Be-
triebsratswahlen beteiligen. In
Schweinfurt ist es gelungen, der
arbeitgebernahen Christlichen Ge-

3Extranet:
Das extranet bietet
einen täglichen Info-
dienst. Dieser Dienst
der IG Metall weist
auf Neuigkeiten hin,
empfiehlt interes-
sante Presseartikel,
liefert eine Infogra-
fik, stellt neue 
Rechtsentscheidun-
gen vor und enthält
außerdem einen 
Servicetipp.

Mehr Information
gibt es bei folgenden
Ansprechpartnern:

Bei Schaeffler: 
klaus.hofmann@
schaeffler.com 
oder guenter.back@
schaeffler.com; 

Bei Raytheon An-
schütz: 
reiner_heyse@
raykiel.com

Und im Extranet:
extranet.igmetall.de
3IG Metall 
3Konferenzen 2007
3Angestelltenkonfe-
renz

E x t r a n e t

Noch nicht im Extranet angemel-
det – dem exklusiven Onlineange-
bot für gewerkschaftlich Aktive? 
Wir sind mittlerweile über 35 000
angemeldete Kolleginnen und Kol-
legen. Wer bisher noch nicht ange-
meldet ist, weil die Mitgliedsnum-
mer gerade nicht zur Hand war
oder weil sonst etwas dazwischen
gekommen ist, dem machen wir
jetzt ein Sommerangebot:

Wir melden Euch an, drucken ei-
ne Zugangskarte mit Benutzerna-
men und Passwort und senden
Euch diese zu. Dazu schenken wir

Euch noch einen leistungsstarken
USB Stick.

Alles was Ihr tun müsst: Schnell
eine E-Mail an extranet@igme-
tall.de schicken. Als Benutzerna-
men verwenden wir Eure E-Mail-
adresse. Wir brauchen Namen, Ge-
burtsdatum und natürlich die
Postanschrift, damit wir Euch den
USB-Stick und die Zugangskarte
schicken können.

Noch nie war es so einfach ins
Extranet zu kommen. Selbst an-
melden funktioniert natürlich auch
noch.

Sommerspezial wird verlängert 

Extranet: extranet.igmetall.de
Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung

werkschaft Metall (CGM) einen
Platz im Betriebsrat abzunehmen.  

Einen etwas anderen Weg hat
der Betriebsrat von Raytheon An-
schütz in Kiel gewählt. Bei dem Zu-
lieferer für den Schiffbau machen
Angestellte einen Anteil von über
50 Prozent aus. »Wir pflegen eine
beteiligungsorientierte Interes-
senvertretung«, sagt Betriebsrats-
mitglied Reiner Heyse. 

Gemeinsam diskutieren
Als Raytheon 2003 rote Zahlen
schrieb, fanden mehrere Mitglie-
derversammlungen statt. Es galt,
die drohende Verlängerung der Ar-
beitszeit abzuwehren. Das Interes-
se der Beschäftigten war groß. Die
Kollegen wollten mit diskutieren,
Lösungen finden und entscheiden. 

Seitdem hat sich ein ständiger
Austausch mit der Belegschaft
etabliert. Für die  Tarifforderung
2006 und 2007 etwa wurden die
Beschäftigten in einer Frageboge-
naktion um ihre Meinung gebeten.
Bei vielen Themen, die Tariffragen
oder den Betriebsalltag betreffen,
können die Beschäftigten mit ent-
scheiden – zum Beispiel ob man
das Firmenjubiläum mit einer
Abend-Gala oder einem Familien-
Nachmittag feiert. »Die Kollegen
merken, dass ihre Meinung uns
sehr wichtig ist, und das kommt
gut an«, sagt Heyse. 

13_direkt_3_final_fin.qxp:18_direkt_3  10.07.2007  12:01 Uhr  Seite 3



S t a n d o r t
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S t e f f e n  K i n k e l
Fraunhofer Institut (ISI)

?direkt: Warum ist die Umsatzren-
dite bei Firmen, die aus Kosten-
gründen verlagern, niedriger als
bei denen, die das nicht tun? 
3Kinkel: Weil sie die Verlage-
rungskosten und die Anlaufzeiten
unterschätzen. Sie argumentieren
zwar oft, die Produktion hier zu
verbessern, dauere zu lang. Aber
nach unserer Beobachtung ist das
Gegenteil der Fall: Bei Verlagerun-
gen ins Ausland stellen sich Kos -
teneffekte oft sehr viel später ein.
Die Anlaufzeiten sind fast immer
doppelt so lang wie geplant. 

?direkt: Was zeichnet erfolgreiche
Unternehmen vor allem aus? 
3Kinkel: Nicht die Konzentration
auf Kostensenkung, sondern inno-
vative Technologien und über-
durchschnittliche Investitionen in
Forschung und Entwicklung, größ-
tenteils an deutschen Standorten.
Auch bei der Produkt- und Pro -
zess innovation sind sie führend.
Die, die auf Prozessinnovation set-
zen, haben regelmäßig innerhalb
von drei Jahren ihre Produkti-
vitätspotenziale um 15 bis 30 Pro-
zent verbessert. Bei ihnen ist die
Gefahr, das sie Produktionsstand-
orte verlagern, nicht so groß. Das
schafft man durch Verlagerung
nicht so schnell. Außerdem verfü-
gen er folg reiche Unternehmen in
Stand ortnähe über ein dichtes
Netz sowohl an Zulieferern,
Dienst leistern, Know-How-Zentren
und an anderen innovative Unter-
nehmen. Dagegen können erfolg-
reiche Unternehmen nach unseren
Untersuchungen sowohl eine ho-
he als auch niedrige Fertigungstie-
fe haben und einen hohen oder
niedrigen Personalkostenanteil.

?direkt: Gelten Ihre Ergebnisse
nur für die Autoindustrie? 
3Kinkel: Dass die innovativsten
Unternehmen die erfolgreichsten
sind, gilt branchenübergreifend.
Nur das Zusammenspiel von Pro-
dukt- und Prozessinnovation ist
besonders für Branchen wie die
Auto- und Zulieferindustrie wich-
tig, bei denen ein neues Produkt
mit einem neuen Fertigungspro-
zess einhergeht.

3 Im Gespräch
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als Firmen, die nicht verlagern
oder solche die verlagern, um
näher an neuen Märkten und Kun-
den zu sein. 

Im Ausland zu produzieren ist
nicht mehr nur das Markenzeichen
der großen globalen Player. Zu-
nehmend investieren auch kleine
und mittlere Unternehmen in an-
deren Ländern. Bei Verlagerun-
gen, kritisieren die Forscher des
Fraunhofer Instituts, werden die
Verbesserungspotenziale am be-
stehenden Standort aber oft nicht
systematisch genug einbezogen,
zum Beispiel eingespielte Netz-
werke zu Lieferanten am Ort und
die Nähe zu Forschungseinrichtun-
gen, sagt Steffen Kinkel.

3Steffen Kinkel, 
Diplom-Wirt-

schaftsingenieur, 
ist Leiter der Abteilung

Industrie- und Servi-
ce-Innovation beim

Fraunhofer  Institut für
System- und Innovati-
onsforschung (ISI) in

Karlsruhe. Er ist
Mitver fasser der Stu-
die »Globale Produk-
tionsstrategien in der

Automobilzuliefer -
industrie«. Die Studie
ist als Buch im Sprin-

ger Verlag erschie-
nen. Preis: 39,95 Euro.

32004 hatte Verdi
Drucker zu einem So-

lidaritätsstreik mit
Redakteuren aufge-

rufen. Druckerei und
Verlag, so Verdi, sei-
en wirtschaftlich eng

verbunden. Es han-
dele sich um den sel-

ben Gegenspieler. 

Weder die Firmen, die Produkti-
onsstandorte ins Ausland verla-
gern, noch die Betriebe, die die
höchsten Gewinne abwerfen, sind
die erfolgreichsten im internatio-
nalen Wettbewerb. 
Das zeigen Untersuchungen des
Fraunhofer Instituts ISI (siehe Ta-
belle unten). In der Auto- und Zu-
lieferindustrie sind Verlagerungen
besonders ausgeprägt. Aber auf
jede dritte Verlagerung kommt ei-
ne Rückverlagerung – die Firmen
hatten Anlaufschwierigkeiten und
andere Probleme unterschätzt. 

Firmen, die aus Kostengründen
verlagern, vernichten zum einen
Arbeitsplätze in Deutschland. Zum
anderen scheitern sie auch öfters

Wann ist ein Betrieb erfolgreich?

Quelle: Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung

Erfolgszahlen deutsche Autozulieferer (Mittelwerte der Jahre
2001 bis 2003, außer Beschäftigten-Entwicklung, in Prozent)

V e r l a g e r e r :  n i e d r i g e r e  G e w i n n e

Unternehmen, die …

Entwicklung der
Beschäftigtenzahl

2000 bis 2002

nicht
verlagern

5,1

aus Kosten-
gründen
verlagern

-1,9

wegen Markt-
und Kunden-

nähe verlagern

3,8

Wertschöpfung pro
Beschäftigten (Betriebe mit
100 bis 499 Beschäftigten)

Anteil der Personalkosten

Anteil der Ausgaben für
Forschung und Entwicklung

Umsatzrendite

72,0

36,1

5,0

5,9

68,6

34,0

2,4

3,8

89,4

30,1

7,0

4,6

Streiks, mit denen Beschäftigte
einen Arbeitskampf in einem an-
deren Tarifgebiet unterstützen
wollen, sind zulässig. Das hat das
Bundesarbeitsgericht (BAG) am
19. Juni entschieden (Aktenzei-
chen: 1 AZR 396/06). Sie fallen 
unter die Betätigungsfreiheit der
Gewerkschaften nach Art. 9 Abs 3,
Grundgesetz. Dieses Grundrecht

überlässt ihnen die Wahl der Mit-
tel, mit denen sie Arbeitsbedin-
gungen durch Tarifverträge regeln
wollen. Dazu gehört auch der Un-
terstützungsstreik – wenn er ver-
hältnismäßig ist. Rechtswidrig ist
er nur, wenn er offensichtlich un-
geeignet ist, um den Arbeitskampf
zu unterstützen, oder nicht erfor-
derlich oder unangemessen ist.

Richter erlauben Solidaritätsstreiks  

A r b e i t s k ä m p f e
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A l t e r s r e n t e n

Eine aktuelle Studie der OECD
warnt vor Altersarmut in Deutsch-
land. Wer wenig verdient, sei be-
sonders gefährdet.  
Nach Angabe der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) mit Sitz in
Paris haben die verschiedenen Re-
formen der vergangenen Jahre das
Rentenniveau für eine Standard-Er-
werbsbiografie über 45 Versiche-
rungsjahre erheblich gesenkt. Es
sei von 48,7 Prozent (1990) des
Bruttoeinkommens auf heute 39,9
Prozent gedrückt worden.

Über den umstrittenen »Nach-
haltigkeitsfaktor«, 2004 von der
Rot-Grünen Bundesregierung ein-
geführt, werde das Rentenniveau
noch weiter absinken. Er bewirkt,
dass die Renten weniger stark an-
steigen als die Löhne. Schon zwi-
schen 2004 und 2006 mussten die
Rentner deshalb drei Null-Runden
in Folge hinnehmen. 

Um eine »ausreichende und im
OECD-Vergleich übliche Rente zu
erhalten«, müssten Arbeitnehmer
»verstärkt privat vorsorgen«,
mahnt OECD-Rentenexpertin Mo-
nika Queisser. So könnten die Kür-
zungen aufgefangen werden. Wer
während des gesamten Arbeitsle-
bens Geld in die Riester-Vorsorge
stecke, beziehe am Ende eine Ren-
te in Höhe von 56 Prozent des
Bruttoverdiensts. Bei Fehlzeiten
von zehn Jahren verringere sich
das Niveau  auf 51,4 Prozent.

Als besonders kritisch sieht die
OECD die Renten in den unteren
Einkommensgruppen. Da die Ren-

ten in Deutschland im Gegensatz
zu den meisten OECD-Ländern li-
near an die Einkommen gekoppelt
würden, lägen deutsche Gering-
verdiener »innerhalb der OECD an
letzter Stelle.« Höhere Einkom-
mensbezieher schneiden im
OECD-Vergleich zwar etwas besser

3Die Beschäftigten
könnten ihre ver -
mögenswirksamen
Leistungen in Mitar-
beiterbeteiligung
inves tieren. Die 
IG Metall setzt aller-
dings lieber auf Al-
tersvorsorge.
3Mehr unter 
extranet.igmetall.de
3Themen 
3Einkommen
3Investivlohn

3Die Studie über die
Altersarmut gibt es
im Internet über das
OECD Berlin Centre:
www.oecd.org

ab, bleiben aber deutlich unter-
halb des OECD-Durchschnitts.
»Deutschland sollte deshalb der
Rentenentwicklung für Geringver-
diener besondere Aufmerksam-
keit schenken und einem Anstieg
der Altersarmut vorbeugen«,
warnt Monika Queisser.

OECD: »Deutschland liegt an letzter Stelle«

5

D e u t s c h l a n d  d r o h t  n o c h  m e h r  A l t e r s a r m u t

Die Armut im Alter wird in Deutschland künftig noch mehr steigen. Denn: Bis zur Rente
bleiben nur die wenigsten im Beruf. Und das heißt: Es fehlen Anrechnungsjahre.

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund, Berechnungen INFES 2007I, © Hans-Böckler-Stiftung 2005 

*Altersrenten insgesamt 2004

*

Mit der Idee »Deutschlandfonds«
hat die SPD nach Auffassung des 
IG Metall-Vorstands ein positives
Modell für eine Mitarbeiterbeteili-
gung vorgelegt. Die IG Metall gibt
allerdings direkten Einkommens-
verbesserungen weiterhin absolu-
ten Vorrang.

Anders als die Unionsparteien
will die SPD Beschäftigte nicht di-
rekt an den Unternehmen beteilig-
ten. Ihre Einlagen fließen in einen
Fonds, der Beteiligungen an Fir-

men erwirbt. Mit dieser Lösung ris-
kieren die Beschäftigten nicht, im
Falle einer Firmenpleite neben
ihrem Arbeitsplatz auch ihre Einla-
gen zu verlieren. Ihre Beteiligun-
gen sollen außerdem durch eine
Bundesgarantie gegen Insolvenz
gesichert werden. 

Damit ist eine wichtige Bedin-
gung der IG Metall erfüllt. Auch
zwei weitere Anforderungen der 
IG Metall werden eingehalten: Die
Beteiligung ist freiwillig und zu-

sätzlich zum Arbeitsentgelt. Ein
Vorteil der überbetrieblichen Kapi-
talsammelstelle gegenüber der di-
rekten Beteiligung: Die Arbeitneh-
mer können sie nach einer Min-
desthaltefrist wieder verkaufen. 

Mitarbeiterbeteiligungen behe-
ben weder die ungerechte Vermö-
gensverteilung in der Gesellschaft
noch die wachsende Altersarmut.
In der Tarifpolitik der IG Metall hat
geht Altersvorsorge weiter Vor-
rang vor Vermögensbildung. 

Höhere Löhne und mehr Altersvorsorge sind wichtiger

M i t a r b e i t e r b e t e i l i g u n g
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In einem Arbeitsvertrag verpflich-
tet sich ein Arbeitnehmer, eine
bestimmte Art von Diensten zu er-
bringen, und der Arbeitgeber ver-
pflichtet sich, ihm oder ihr dafür

eine Vergütung zu zahlen. Die Ar-
beit ist an Weisungen gebunden.

Der oder die Beschäftigte unter-
liegt bestimmten gesetzlichen
Schutz- und Rahmenvorschriften:
wie dem Kündigungsschutzge-
setz, der Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall und dem Mutter-
schutzgesetz. Der Arbeitsvertrag
löst außerdem die Sozialversiche-
rungs- und Lohnsteuerpflicht aus.

Es sind keine schriftlichen Ar-
beitsverträge vorgeschrieben. Es
gilt jedoch das Nachweisgesetz.
Dessen § 2 Abs. 1 schreibt vor,
dass spätestens einen Monat nach
Beginn des Arbeitsverhältnisses
der Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer mindestens die wesentlichen
Vertragsbedingungen schriftlich
dokumentiert und unterschrieben
aushändigt. Diese wesentlichen
Bedingungen sind im Gesetz in
zehn Punkten aufgelistet. Gibt es
einen schriftlichen Vertrag, der

diesen Anforderungen genügt, ist
keine Dokumentation erforderlich. 

Auch wesentliche Änderungen
des Vertrags müssen spätestens
einen Monat nach der Änderung
dokumentiert sein. Allerdings
führt ein Verstoß dagegen nicht zu
Sanktionen. Der Arbeitnehmer
kann den Nachweis nur einklagen.

Sieht ein Tarifvertrag oder eine
Betriebsvereinbarung schriftliche
Arbeitsverträge vor, gilt das als
günstigere Vorschrift. Jedoch führt
ein Verstoß dagegen nicht dazu,
dass der Vertrag unwirksam ist. Es
gilt also weiterhin auch ein münd-
lich oder durch bloßes Verhalten
(etwa einen Handschlag) ge-
schlossener Arbeitsvertrag.

Legt der Vertrag oder die Doku-
mentation keine Vergütungshöhe
fest, gilt die ortsübliche Vergütung
als vereinbart. Hierfür ist das maß-
gebliche Tarifentgelt allerdings
nur ein Anhaltspunkt. Solange
kein allgemeinverbindlich erklär-
ter Tariflohn oder gesetzlicher
Mindestlohn existiert, kann bis zur
Grenze der Sittenwidrigkeit davon
abgewichen werden, das Entgelt
kann also bis zu einem Drittel un-
ter dem ortsüblichen Lohn liegen.

Unterliegt das Arbeitsverhältnis
einer beiderseitigen Tarifbindung,
gehen die Regelungen des Tarif-

Material:
3»Ratgeber Arbeits-

vertrag«,
eine Broschüre der 

IG Metall, 
5. Auflage 2005,  

Einzelpreis: 2,33 Euro.
Bestellen im Extranet:

extranet.igmetall.de
3Service 3Shop
Bestellnummer: 

132-9390.

3Jens  Peter Hjort, 
Andreas Bufalica: 

»Arbeitsverträge«, 
1. Auflage 2003,

16,90 Euro, 
Bund-Verlag

(www.bund-verlag.de
3Shop).

Was ist eigentlich ein ...

... Arbeitsvertrag

vertrags vor. Von ihnen darf nicht
zu Ungunsten des Arbeitnehmers
abgewichen werden (§ 4 Abs. 3
und 4 TVG). Dasselbe gilt für Be-
triebsvereinbarungen (§ 77 Abs. 4
BetrVG). Bessere Bedingungen,
zum Beispiel ein höheres Entgelt
als im Tarifvertrag, können nach
dem so genannten Günstigkeits -
prinzip immer vereinbart werden.

Spätestens seit 2002, seit die
Schuldrechtsreform gilt, können
die Klauseln eines vom Arbeit -
geber vorformulierten Arbeitsver-
trags gerichtlich überprüft wer-
den. Das Gericht kann klären, ob
die Klauseln unzulässige Bestim-
mungen enthalten (§ 305 ff. BGB). 

Tarifverträge und Betriebsverein-
barungen unterliegen dieser Kon-
trolle per Gericht nicht. Auch indivi-
duell ausgehandelte Klauseln
nicht, außer bei Sittenwidrigkeit.

Der Betriebsrat hat kein generel-
les Mitbestimmungsrecht bei der
Abfassung der Inhalte des Arbeits-
vertrags. Nur in ganz bestimmten
Einzelfällen ist der Betriebsrat
nach dem Betriebsverfassungsge-
setz zu beteiligen: zum Beispiel
bei der Datenerhebung durch
 Fragebögen bei der Einstellung 
(§ 94), der Eingruppierung (§ 99)
oder Richtlinien für die Auswahl
bei Einstellungen(§ 95).

direkt  13/20076

C N H

Investor gefunden

L e i h a r b e i t U n f a l l - R e n t e n

Petition zeichnen Reform wackelt
Das ehemalige CNH-Baumaschi-
nenwerk in Berlin-Spandau ist ge-
rettet. Das hessische Unterneh-
men ALD Vacuum Technologies
übernimmt den Standort und will
150 neue Arbeitsplätze schaffen.
Die neuen Stellen sollen vornehm-
lich mit früheren CNH-Mitarbeitern
besetzt werden. ALD produziert Va-
kuumanlagen für die Luftfahrtin-
dustrie. Darüber hinaus bleibt die
Fiat-Tochter CNH, vormals O&K, mit
rund 195 Arbeitsplätzen im Bereich
Forschung und Entwicklung am
Standort. Die Belegschaft der Fiat-
Tochter CNH hatte 2006 in einem
dreieinhalbmonatigen Streik für
den Erhalt des Werks gekämpft.
CNH stellte 30 Millionen Euro für
Abfindungen und eine Beschäfti-
gungsgesellschaft bereit.

Wegen der geplanten Reform der
Unfallversicherung gerät das Bun-
desarbeitsministerium (BMA) un-
ter Druck. Nach lauten Protesten
von IG Metall und Arbeitsschützern
hat das BMA die Vorstellung eines
Referentenentwurfs erst mal ver-
schoben. Es gebe noch  »Ge-
sprächsbedarf«, begründete ein
BMA-Sprecher den Rückzug. Die 
IG Metall hatte das Reformprojekt
wegen massiver Verschlechterun-
gen für Unfallopfer kritisiert. So
sollten zehn Prozent Einkommen-
seinbußen infolge Verletzungen
gar nicht mehr und Erwerbsminde-
rungen von 20 Prozent nur noch
pauschal mit 50 Euro entschädigt
werden. Metaller Klaus Ernst, MdB,
hat  »personelle Konsequenzen im
Arbeitsministerium« verlangt. 

Hier kann die Petition
zur Begrenzung der

Leiharbeit online un-
terzeichnet werden:

3www.dresden.
igmetall.de

3www.igmetall.de

3Mehr zum Thema
Unfallversicherung

unter: 
extranet.igmetall.de

3Themen 
3Soziales

3Unfallversicherung

Die IG Metall Dresden hat eine 
Petition zur Begrenzung von Leih-
arbeit an den Bundestag einge-
reicht. Die Petition muss bis zum
6. August mindestens 50 000 Mal
unterschrieben werden. Die Eck-
punkte der Petition sind:
3 Die Begrenzung der Leiharbeit
auf ein Jahr, dann Übergang in ein
unbefristetes Arbeitsverhältnis.
3 Tarifbindung, Arbeitsbedingun-
gen und Entlohnung im Entleihbe-
trieb sollen ausnahmslos auch für
Leihbeschäftigte gelten.
3 Vetorecht des Betriebsrats,
wenn Arbeitsplätze im Unterneh-
men in Leiharbeitsplätze umge-
wandelt werden sollen.
Die Petition ist von den Vertrau-
ensleuten der IG Metall Dresden
erarbeitet worden.
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B e t r i e b s r a t

Aus aktuellem Anlass 
zusätzliche Treffen
Zusammenarbeit und Meinungs-
austausch der Betriebsräte eines
Unternehmens sieht das Betriebs-
verfassungsgesetz nur in Form von
Betriebsräteversammlungen vor.
Sehen einzelne Betriebsräte im
Einzelfall darüber hinaus Bedarf
an Absprachen, kann aus aktuel-
lem Anlass eine weitere Zusam-
menkunft einberufen werden. 

Dabei muss es um konkrete, in
mehreren Betrieben anstehende,
mitbestimmungspflichtige Ange-
legenheiten gehen. Zu solchen
Zusammenkünften kann gegebe-
nenfalls ein Gewerkschaftsbeauf-
tragter eingeladen werden.
BAG vom 21. Juni 2006 – 7 AZR 418/05

E i n g r u p p i e r u n g

Betriebsrat redet auch 
bei AT-Gehältern mit
Bei einer Versetzung muss der Ar-
beitgeber den Arbeitnehmer oder
die Arbeitnehmerin neu eingrup-
pieren. Dabei muss er den Be-
triebsrat nach § 99 Abs. 1 Satz 1
und 2 BetrVG beteiligen. Dies gilt
auch bei Arbeitnehmern, die
außertarifliche Gehälter erhalten.
Denn die betriebliche Vergütungs-
ordnung, in die der Arbeitgeber
die Arbeitnehmer eingruppieren
muss, beschränkt sich nicht auf
die tarifliche Vergütungsordnung.

Wenn er einen Arbeitnehmer
ein- oder umgruppiert, obwohl der
Betriebsrat seine Zustimmung
ordnungsgemäß verweigert hat,
kann er auf Antrag des Betriebs-
rats zu einem Zustimmungserset-
zungsverfahren beim Arbeitsge-
richt verpflichtet werden.
BAG vom 12. Dezember 2006 – 1 ABR
13/06

T V -  u n d  V i d e o g e r ä t e

Über Verbote bestimmt 
der Betriebsrat mit
Will ein Arbeitgeber Fernseh-, Vi-
deo- und DVD-Geräte in allen Räu-
men eines Betriebs generell ver-
bieten, einschließlich in den Sozi-
alräumen, ist das nach § 87 Abs. 1
Nr. 1 Betriebsverfassungsgesetz
(BetrVG) mitbestimmungspflichtig.
LAG Köln vom 12. April 2006 – 7 TaBV
68/05

Z e u g n i s

Gefälschte Zeugnisse 
sind anfechtbar
Hat ein Stellenbewerber sein Ab-
schlusszeugnis gefälscht, kann
der Arbeitgeber den Arbeitsver-
trag anfechten. Der Zweck eines
Berufsausbildungszeugnisses be-
steht nicht nur darin nachzuwei-
sen, dass der Arbeitnehmer nach
der Ausbildung seine Abschluss -
prüfung bestanden hat. Die Noten
sollen vor allem seine Qualifikati-
on bescheinigen.
LAG Baden-Württemberg vom 13. Okto-
ber 2006 – 5 Sa 25/06

B e t r i e b s ü b e r g a n g

Umfangreiche
Informationen
Arbeitnehmer haben bei einem
Betriebsübergang Anspruch, um-
fassend informiert zu werden –
um entscheiden zu können, ob sie
Widerspruch einlegen sollen. Un-
terbleibt die Information oder ist
sie nicht ordnungsgemäß, können
die Betroffenen dem Übergang ih-
rer Arbeitsverhältnisse auch noch
außerhalb der Frist von einem Mo-
nat widersprechen. 

Sie können durch ein Standard-
schreiben informiert werden. Es
muss aber konkret betriebsbezo-
gen und verständlich formuliert
sein. Der Arbeitnehmer muss er-
fahren, wer den Betrieb erworben
hat (genaue Angabe des Sitzes
oder Adresse des Erwerbers). Auch
was konkret und übergeht und die
unternehmerischen Gründe müs-
sen mitgeteilt werden. 

Schließlich müssen auch die
rechtlichen, wirtschaftlichen und
sozialen Folgen dargestellt wer-
den. Dazu gehört ein Hinweis auf
den Eintritt des Erwerbers in die
Rechte und Pflichten aus dem be-
stehenden Arbeitsverhältnis, Haf-
tung von Veräußerer und Erwerber
und die Frage, inwieweit Tarifver-
träge und Betriebsvereinbarungen
durch neue Kollektiv verträge ab-
gelöst werden. Der Arbeitnehmer
sollte auch über Folgen eines Wi-
derspruchs informiert werden, al-
so auf geplante Kündigungen und
Bestehen eines Sozialplans für
diesen Fall hingewiesen werden.
BAG vom 14. Dezember 2006 – 8 AZR
763/05

S t i l l l e g u n g

Zweifel bei 
Auffanggesellschaft
Von einem ernsthaften, endgülti-
gen Entschluss zur Betriebsstillle-
gung ist nicht auszugehen, wenn
wenige Tage vor der Kündigung ei-
ne Auffanggesellschaft gegründet
wird, die später in den ursprüngli-
chen Räumen mit einem Teil des
Personals die Arbeiten fortsetzt.
LAG Köln vom 30. Januar 2006 – 14 (13)
Sa 1359/05

3CD-ROM:
Christian Schoof:
»Betriebsratspraxis
von A bis Z – CD-Ver-
sion 7.1«. 2006,
Preis: 89,90 Euro.
Schoof ist Jurist bei
der IG Metall Küste.
Die CD-ROM umfasst
Checklisten, Muster-
schreiben und Über-
sichten über Aufgaben
im Betriebsrats-Alltag.
Bund-Verlag, 
19,90 Euro.
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Betriebsratswissen
digital

Ihr schneller Weg über die Bestell-Hotlines:
Tel.: 0 69 / 95 20 53-24 oder  0 69 / 95 20 53-660
Mail: service@buchundmehr.de
Web: www.betriebsratspraxisdigital.de

von • Kittner • Däubler • Schoof • Klebe

www.buchundmehr.de

Bestellen Sie jetzt Ihre kostenlose Test-CD für 28 Tage. 
Bei Nichtgefallen senden Sie uns innerhalb der 28 Tage eine kurze schriftliche
Mitteilung und alles ist für Sie erledigt. Wollen Sie „Betriebsratswissen digital"
hingegen weiter nutzen, brauchen Sie nichts zu tun. Wir schicken Ihnen dann
rechtzeitig Ihren Registrierschlüssel für die weitere Nutzung samt Rechnung. 

28 Tage
gratis
testen

Anzeige
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T e r m i n e

B u c h t i p p

30. August
Unternehmer und Politi-
ker wollen die Ausbil-
dung in Module zerle-
gen und am Bedarf des
Betriebs ausrichten. Die
IG Metall steht für eine
duale Berufsausbil-
dung, die ermöglicht, 
einen zukunftsorientier-
ten Beruf zu erlernen.
Auf der Fachtagung
»Minimodule? – Europa
braucht den Kernbe-
ruf!« werden die Vorstel-
lungen für eine moderne
Beruflichkeit zur Diskus-
sion gestellt. Tagungs-
ort: Frankfurt, IG Metall
Vorstand (§ 37,6 Be-
trVG). Anmeldung und
Infos: www.extranet.
igmetall.de 3Service
3Termine

Eine Binsenwahrheit:
Der klassische Normal-
arbeitnehmer gehört
einer aussterbenden
»Spezies« an. Welche
Folgen hat es, dass im-
mer mehr Menschen
 eine »atypische« Arbeit
haben? Sie sind Teilzeit-
er, schaffen in Schichten
und arbeiten in immer
häufiger befristet, als
Leiharbeiter oder als ge-
ringfügig Beschäftigte.
Oberstes Gebot der Ar-
beitgeber: ein Höchst-
maß an Flexibilität. Was
die Entwicklung für die
Arbeitnehmer bedeutet
und welche arbeits- und
sozialpolitischen Pro-
bleme daraus folgen,
haben Wissenschaftler
untersucht und mit vie-
len Daten aufgearbeitet. 
Berndt Keller/Hartmut
Seifert: »Atypische Be-
schäftigung – Flexibili-
sierung und soziale Risi-
ken«. Forschung aus der
Hans-Böckler-Stiftung.
Edition Sigma, 2007.
15,90 Euro.

M a t e r i a l

3Aufzugsindustrie: Die IG Metall
hat erstmals ein Brancheninfo für
die Beschäftigten der Aufzugs -
industrie vorgelegt. Die Themen:
Branchenstudie 2007 »Aufzüge
und Fahrtreppen«, die aktuellen
Daten und Fakten, steigendes Un-
fallrisiko und Rekord-Kartellstra-
fen. Zum Herunterladen unter:
www.extranet.igmetall.de 
3Branchen 3Maschinenbau 
3Aufzugindustrie 

3Siemens: »Im Dienst der
Führung« lautet der Titel der IG
Metall-Broschüre, in der zahlrei-
che mittlerweile bekannt gewor-
dene Fakten über die Methoden
von Wilhelm Schelsky und AUB
dokumentiert sind. So wird auf-
gezeigt, wie Siemens-Verantwort-
liche jahrelang die AUB finanziert
haben mit dem Ziel, diese als 
Gegengewicht zur IG Metall und
engagierte Betriebsräte aufzu-
bauen. Zum Herunterladen unter:
www.extranet.igmetall.de 
3Themen 3Aktuelles aus den 
Betrieben

Stimmt die Postanschrift? 
An alle Leserinnen und Leser, die
direkt oder metall per Post erhal-
ten: Überprüft die Adressangaben.
Steht dort der korrekte Vor- oder
Nachname und die aktuelle An-
schrift? Gelegentlich können bei
den Namen auch durch ausge-
schriebene Umlaute (oe = ö, ue =
ü, ae = ä) oder Sonderzeichen (zum
Beispiel: ss = ß) die Angaben nicht
ganz korrekt sein. Sind Postleit-
zahl, Ortsname, Straße und Haus-
nummer korrekt? Änderungen bitte
der zuständige Verwaltungsstelle
melden. Oder per Brief, Fax oder
E-Mail an: IG Metall Vorstand, Res-
sort Vertrieb, 60519 Frankfurt, Fax
069–6693-2538, E-Mail: vertrieb
@igmetall.de. Wer umzieht, sollte
die neue Adresse möglichst früh
der Verwaltungsstelle melden.

P o s t a n s c h r i f t

Marianne Lutz (62) ist mit dem
Bundesverdienstkreuz ausge-
zeichnet worden. Erstmals ha-
ben ausschließlich Frauen die
höchste Anerkennung für Ver-
dienste um das Gemeinwohl
erhalten. Marianne Lutz ist seit
1986 Arbeitsnehmervertreterin
im Aufsichtsrat der Firma Mar-
garete Steiff und wurde 1994
zur Konzernbetriebsratsvorsit-
zenden gewählt. Sie gehörte
über 20 Jahre dem Bundesvor-
stand der Gewerkschaft Textil
und Bekleidung und nach des-
sen Integration in die IG Metall
deren Vorstand an.

3 P e r s o n a l i e

Die Verwaltungsstelle Münster
sucht eine/n 

politische/n Sekretär/in.
Aufgaben: Beratung und Betreu-
ung von Betriebsräten, Vertrauens-
leuten und Mitgliedern. Sicherung
und Ausbau der Tarifbindung und
des gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrades im Handwerksbereich.
Beratung in arbeits- und sozial-
rechtlichen Fragen, vorbereitender
Rechtsschutz.
Anforderungen: Fachwissen durch
(Fach-)Hochschule, Akademie der
Arbeit, Trainee-Programm. Qualifi-
zierte Kenntnisse im Arbeits-, Sozi-
al- und Tarifvertragsrecht sowie in
wirtschafts-, betriebswirtschaftli-
chen und tarifpolitischen Fragen.
Erfahrung mit betrieblicher Interes-
senvertretung. 
Bewerbungen: Bis 31. Juli an IG Me-
tall Münster, z. H. Jürgen Schmidt,
Friedrich-Ebert-Str. 157-159, 48153
Münster, Telefon 0251/9 74 09-11

S t e l l e n a n g e b o t e»Das Volk hat Anspruch darauf zu wissen, von wem und in welcher
Größenordnung seine Vertreter Geld oder geldwerte Leistungen
entgegennehmen.« 
Das Bundesverfassungsgericht in seiner Urteilsbegründung zur Veröffentli-
chungspflicht von Nebeneinkünften der Bundestagsabgeordneten

»Qualität ist, wenn der Kunde zurückkommt, nicht das Produkt.« 
Mercedes-Benz-Regel (1995)

Z i t a t e
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